
Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Noch eine Anfrage.

Dr. Korber (SPD):

Herr Staatssekretär! Haben Sie, um das Hohe Haus hier mal 
quantitativ ins Bild zu setzen, eine Übersicht, wieviel der ur­
sprünglich mal im Staatsplan Wissenschaft und Technik nomi­
nierten Industrieforschungsthemen nun nicht mehr bearbeitet 
werden?

Dr. Weber, Staatssekretär im Ministerium für Forschung 
und Technologie:

Die Situation sieht in diesem Feld sehr, sehr düster aus, muß 
ich sagen. Sie wissen, daß ein sehr großer Teil der Forschung bis­
her durch diese Industrieverträge der Institute mit Betrieben 
gesichert war, etwa die Hälfte der Mittel. Diese Mittel sind fast 
total weggefallen, weil die Industriebetriebe selbst mit finanziel­
len Schwierigkeiten zu kämpfen haben, außerdem nicht von al­
len Betriebsdirektoren die Notwendigkeit der Forschung gegen­
wärtig erkannt wird, weil auch Forschungsmittel für die Indu­
striebetriebe bisher aus dem Staatshaushalt beigesteuert wor­
den sind, und dadurch entstehen sehr große Schwierigkeiten.

'"'Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Vielen Dank. - Ich rufe nun von der Fraktion der F.D.P. den 
Abgeordneten Bohn auf.

Dr. Bohn für die Fraktion der F.D.P.:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Fünf Minuten 
vor zwölf findet nun endlich die langersehnte Aktuelle Stunde 
zur Forschungsproblematik statt. Ich meine damit nicht einfach 
die Uhrzeit, sondern etwas anderes. Aber Forscher und Wissen­
schaftler sind von ihrem Bewußtsein nicht bereit, in spektakulä­
ren Aktionen vor der Volkskammer sich Gehör zu verschaffen. 
Auch ist es unmöglich, innerhalb von fünf Minuten alle Proble­
me zur Gestaltung des Forschungs- und Entwicklungspotentials 
darzustellen. Deshalb möchte ich in kurzen Zügen einige uns Li­
beralen wichtige Probleme zusätzlich den hier schon genannten 
nennen.

Mittel- und langfristiges Ziel muß es sein, die Rahmenbedin­
gungen für ein gesamtdeutsches Wissenschafts- und For­
schungssystem so zu gestalten, daß es auch als treibende Kraft 

>ür die Weiterentwicklung der Leistungsfähigkeit der deutschen 
Wirtschaft im europäischen Verbund dienen kann. In den künfti­
gen Ländern im östlichen Teil Deutschlands ist deshalb eine re­
gional ausgewogene und leistungsstarke Wissenschafts-Infra­
struktur unerläßlich für die wirtschaftliche Entwicklung. Eine 
ausgewogene Forschungsförderung bestimmt die künftige Wirt­
schaftsstruktur.

Kurz gesagt, meine Damen und Herren, keine Forschung be­
deutet keine wirtschaftliche Entwicklung und vor allen Dingen 
keine Schaffung neuer erhoffter Arbeitsplätze, vor allem im mit­
telständischen Bereich. Ich muß nun nochmal auf die Sperrung 
der Haushaltsmittel in Höhe von 138 Mio D-Mark zurückkom­
men. Der ohnehin minimale Handlungsspielraum für eine an 
den bewährten Erfahrungen der BRD ausgerichteten gestalte­
ten Forschungspolitik, insbesondere durch Maßnahmen zur 
Förderung innovativer kleiner und mittlerer Unternehmen und 
zur Projektförderung, ist bei Aufrechterhaltung der Sperrung 
nicht mehr gesichert.

Für den Übergang zu einer leistungsfähigen Marktwirtschaft 
ist es unerläßlich, technologieorientierte kleine und mittlere Un­
ternehmen herauszubilden, wie hier mehrfach in diesem Parla­
ment genannt. Dieses Ziel kann nur erreicht werden, wenn auf 
diesem Gebiet vorgesehene staatliche Fördermaßnahmen 
schnell zur Wirkung gebracht werden, weil junge Unternehmen

nur unter diesen Bedingungen Kredite von den Banken erhal­
ten. Ab 4. Oktober müssen Fördermittel aus dem Förderpro­
gramm für die mittelständische Industrie der westlichen Bun­
desländer auch für die Betriebe in den zu bildenden östlichen 
Bundesländern zur Verfügung gestellt werden.

Des weiteren müssen ab sofort bis zur Bildung eigener Zen­
tren Zugangsmöglichkeiten zu Technologietransfer und De­
monstrationszentren der Industrie- und Handelskammer der 
Bundesrepublik für die mittelständische Industrie in den östli­
chen Bundesländern geschaffen werden.

Für die Forschungslandschaft im östlichen Teil geht es nicht 
nur schlechthin um die Erhaltung von Forschungskapazitäten, 
sondern auf Grund der Unfreiheit der Forschung in der DDR 
auch um die Schaffung neuer Forschungseinrichtungen. Als 
Beispiel dafür möchte ich nur die Bildung eines Mechanischen 
Instituts in Chemnitz und eines Frauenhofer Instituts für Optik 
in Jena anregen, die es in dieser Form in Deutschland noch nicht 
gibt.

(Beifall, vor allem bei der PDS)

Der Weg zur gesamtdeutschen Forschungslandschaft ist ein­
gebettet in die zunehmende europäische Zusammenarbeit. 
Hochschulen und Forschungseinrichtungen im östlichen Teil 
Deutschlands werden dafür künftig eine Brückenfunktion zu ih­
ren osteuropäischen Nachbarn zu erfüllen haben.

Die Einführung des europäischen Binnenmarktes 1992 wird au­
ßerdem dazu führen, daß die Forschungslandschaft noch stärker 
als bisher international orientiert sein muß. Die Verbindungen zu 
ost- und mitteleuropäischen Einrichtungen müssen erhalten und 
unter neuen politischen Gesichtspunkten auch erweitert werden.

Im Einigungsvertrag sind für Wirtschafts- und Sozialfragen 
und anderes mehr konkrete Mittel festgeschrieben - für Fragen 
der Förderung der Forschung fehlen Angaben.

In diesem Zusammenhang möchte ich auf die zwölf Empfeh­
lungen des Wissenschaftsrates der Bundesrepublik hinweisen, 
die für die nächsten 5 Jahre insgesamt einen Finanzbedarf von 
6,5 Milliarden D-Mark für die Neuordnung der Forschungsland­
schaft nennen. Das ist also nur für die Neuordnung und nicht für 
die Aufrechterhaltung des Betriebes.

Im Gesetzgebungsplan bis zur Vereinigung fehlt aus Sicht der 
SPD die Verabschiedung eines Studentenwerkgesetzes. Dieses 
Gesetz stellt die soziale Absicherung - ich denke dort nur an 
Wohnheime, Mensen, Sport- und Freizeiteinrichtungen - der 
Studenten bis zur Bildung öffentlich-rechtlicher Einrichtungen 
der Länder in der zukünftigen Bundesrepublik dar.

Zum Abschluß, meine Damen und Herren, ein Zitat des Bun­
desforschungsministers Dr. Riesenhuber:

„Wie wir heute forschen, wird sich die Wirtschaft in 10 Jah­
ren entwickeln.“

Beherzigen wir dies, sonst sieht die Zukunft für die östlichen 
Bundesländer düster aus. - Ich bedanke mich.

(Beifall bei der F.D.P.)

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Ich bitte nun den Abgeordneten Gottschall von der Fraktion 
der DSU, das Wort zu nehmen.

Dr. Gottschall für die Fraktion der DSU:

Verehrte Präsidentin! Meine Damen und Herren! Aus dem 
heutigen Gebiet der DDR kam 1938 eine Wirtschaftsleistung, die 
je Einwohner um ca. 10 % höher war als zu dieser Zeit aus dem 
heutigen Bundesgebiet. Die Ursachen für den damaligen Vor­
sprung in dieser Region waren:
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